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^HtjMhrszahlen belegen es: 

pje Konjunktur 
Djek   . 
öUndftUnkture,le Aufwärtsentwicklung in der 
irn |et*?

rePub,ik Deutschland, die sich bereits 
Schen       Jahr abze'cnnete» nat sich inzwi- 
SchtyiiVerstärkt und immer menr zu einem Auf- 
^lehi 9 entwicke,t> der sich selbst trägt. Die 
neHnuT9 der ,nvestitionstätigkeit im Unter- 
PriVat®

nsbereich, aber auch die Nachfrage der 
^Uktio" ^aushalte, die Auslastung der Pro- 
sieru 

nskapazitäten und vor allem die Stabili- 
sier! A^I au*dem Arbeitsmarkt signalisieren 
fe,eq©   cnwun9- Umfragen in der Wirtschaft 
wich daß dle Unternehmen ihre Geschäfts- 

^ilt hah °n ,ange mcnt menr so 9ünst'*g beur- 
Das     

Den wie zu Beginn dieses Jahres. 
UrsprCj^^chaftliche Wachstum nimmt stärker zu als 
rfiiteine

gllch erwartet: Wurde für 1983 zunächst nur 
tn ^ach? Stillstand gerechnet, so wurde tatsächlich 

1984 Stum VOn mehr als einem Prozent erreicht. 
6'n Wjrts ?Chätzten Fachleute zu Beginn des Jahres 
^ch ej  ^

haftswachstum von 2,5 Prozent; heute wird 

?u* Wahr m von 3,° bis 3'5 Prozent für durch- 
V?hrt hahSCheinlich Sehalten. Nach zweijähriger Tal- 
d    hstümn Wir als° endlich wjeder wirtschaftliches 

^ Hery'  Die  Pre>ssteigerungsrate  hat  sich  seit 
9'erungswechsel nahezu halbiert. Sie sank 
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Bonn, den 12. April 1984 

• UMFRAGE 
35-Stunden-Woche: 
73 Prozent sind dagegen    Seite 3 

• EUROPA 
Erklärung des Rates der Evangeli- 
schen Kirche (EKD) zu den Wah- 
len zum Europäischen Parlament 
Die Sozialisten — Bremsklotz für 
Europa 
EVP-Kongreß in Rom: 
Die Europäische Union schaffen 

Seite 5—8 

• BERLIN 
Der saure Apel Seite 9 

• BUNDESTAG 
Wohnungsmarkt 
im Umbruch — Mietenentwicklung 
in ruhigen Bahnen 
Wohngeld wird erhöht 

Seiten—12 

• BUNDESBAHN 
Die Weichen für eine 
bessere Zukunft der Bahn 
sind gestellt Seite 13 

• BUNDESPARTEI 
CDU ehrt Kurt Georg Kiesinger 

Seite 15 

• DOKUMENTATION 
Leitlinien zur Jugendhilfe 

grüner Teil 



UiD 13 •  12. April 1984 • Seite 2 

(Fortsetzung von Seite 1) 

von 5,3 Prozent im Jahr 1982 auf 3,0 Pro- 
zent im Jahresdurchschnitt 1983. Stabile 
Kosten und stabile Preise sind die beste 
Grundlage für wirtschaftliche Dynamik. 
Die Halbierung der Inflationsrate bedeutet 
annähernd 30 Milliarden Mark mehr Kauf- 
kraft für die deutschen Arbeitnehmer, 
Rentner und Verbraucher. 

Die Auftragseingänge in der Wirtschaft 
sind in den ersten Monaten 1984 weiter 
gestiegen. Im Januar und Februar 1984 
haben die Bestellungen im verarbeitenden 
Gewerbe im Vergleich zum Vorjahr um 
real 10,5 Prozent zugenommen. Die Aus- 
landsaufträge lagen sogar um 17,5 Pro- 
zent höher als vor einem Jahr. Die inländi- 
sche Nachfrage nahm zur gleichen Zeit 
um sieben Prozent zu. 

Auch die Belebung der Produktion hat an- 
gehalten. Besonders positiv ist zu werten, 
daß sich diese Entwicklung auf immer 
mehr Wirtschaftszweige erstreckt. Im Ver- 
gleich zum Vorjahr wurde im Januar und 
Februar 1984 die Produktion im verarbei- 
tenden und produzierenden Gewerbe um 
7,5 Prozent ausgeweitet. Im Grundstoff- 
und Produktionsgütergewerbe nahm sie 
sogar um 11 Prozent zu, im Bauhauptge- 
werbe um 15 Prozent. 

Auch der Außenhandel hat kräftig zuge- 
nommen. Der entsprechende Vorjahres- 
stand wurde im Januar bei den Ausfuhren 
um 13 Prozent und bei den Einfuhren um 
17 Prozent übertroffen. Mit einer Fortset- 
zung dieser Entwicklung ist schon ange- 
sichts des starken Auftragsschubs zu 
rechnen, den deutsche Unternehmen in 
den letzten Monaten aus dem Ausland re- 
gistrieren. Vor allem das Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbe hat seine Aus- 
fuhr kräftig erhöht. Auch das Verbrauchs- 
gütergewerbe konnte aufgrund der kon- 
junkturellen Belebung auf wichtigen Ex- 
portmärkten mehr absetzen. 

Die in den letzten Jahren sprunghaft 9 
stiegene Zahl von Firmenzusammenbr 

chen   konnte   1983   gestoppt   werde • 
Gleichzeitig ist die Zahl der Existenzgru 
düngen stark angewachsen. 1983 förde j* 
allein   die   Lastenausgleichsbank   insfl 
samt 16500 Gründungsvorhaben mit 
nem  Fördervolumen  von   1,3  Mi,liar^er 
Mark. Durch die Finanzierungshilfen    . 
Bank wurden allein im letzten Jahr 80 £ 
Arbeitsplätze geschaffen oder gesiche 
Auch  zu  Beginn  dieses Jahres  ist 
Nachfrage nach dem Programm weite' 
stark angestiegen. Alleine in den °e'   e 

ersten Monaten 1984 sind 7000 Antr^ 
auf Existenzgründungsdarlehen aus o 
Mitteln und auf Eigenkapitalhilfe 9eS

|ei. 
worden, das sind 2100 mehr als im 9 
chen Zeitraum des Vorjahres. 
Im März ist die Zahl der Arbeitslose^ 
der    Bundesrepublik    Deutschland     ^ 
143000 oder 6 Prozent auf rund 2,393 ^ 
lionen zurückgegangen. Die Arbeitslo    „ 
quote betrug 9,6 Prozent gegenüber   ^ 
Prozent  im  Februar.   Im   März  9ab  0. 
175000 arbeitslose Jugendliche, 1*   ^\ 
zent weniger als vor einem Jahr. Die 
der Kurzarbeiter verringerte sich vonpr0' 
bruar auf März um 25900 oder vier     jt 

zent. Rückläufig war die Arbeitslos^, 
auch bei  den ausländischen Arbei 
mern: 293200 Ausländer waren arbe' ^ 
gemeldet, sechs Prozent weniger a gte|- 
einem Jahr. Der Bestand an offener»,, 
len betrug Ende März 93 300; dies w 
14 Prozent mehr als vor Jahresfrist. 

Der erfreulich starke Rückgang ^eX $• 
beitslosenzahlen im März ist ein ße.'*!;Lfit' 
für, daß die konjunkturelle Aufwärt ^ 
Wicklung weiter an Kraft gewonnen     . 
Der deutliche Anstieg  bei den on    ti 

Stellen gegenüber dem Vormonat       e 

daß der Arbeitsmarkt nicht nur lfT1p
rt)ei- 

von der Wiederaufnahme der Außen3 ^ 
ten bekommen hat, sondern daß s'c 

Auftriebskräfte insgesamt stabilisiere 
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HHjfrage der „Forschungsgruppe Wahlen": 

35 Stunden: 73 Prozent dagegen 
3S-StÜr!? Viertel der erwachsenen Deutschen (73 Prozent) lehnen die 
^ro^L *?en"Woche bel vo,,em Lohnausgleich ab. Gut ein Viertel (26,2 
^ *ent) ist dafür, 0,8 Prozent haben dazu keine Meinung. 

im AeI9ab eine Umfra9e der Mannheimer „Forschungsgruppe Wahlen" 
1 Auftrag des ZDF im März. 

35-StUf die Grünen sind Anr»änger aller Parteien mehrheitlich gegen die 
Wwnden"W0Che: Bei den CDU/CSU-Wählern sind es 90,1 Prozent, bei 
der ö ern 62'3 Prozent, bei FDP-Wählern 88,4 Prozent. Nur die Wähler 
Da? nen sind mit Dreiviertelmehrheit für 35 Stunden. 
Sc^nSChreibt d'e Frankfurter Allgemeine Zeitung: Es ist keine Überra- 
heitsz9'- daß d'e deutsche Bevölkerung die Verkürzung der Wochenar- 
erst9J'r VOn 4° auf35 stunden bei v°Hem Lohnausgleich ablehnt. Aber 
Schaft h 'St' W'e ^schlössen sie dieses Ansinnen einiger Gewerk- 
gar ^enzurückweist. Die Ablehnung hat sich in den letzten Wochen so- 
^ahle verstärkt. Aus Umfragen der Mannheimer Forschungsgruppe 
Prozent9eht hervor' daß sicn im Februar 70,5 Prozent, im März sogar 73 
be/ Vof, der Bevölkerung gegen eine Wochenarbeitszeit von 35 Stunden 
&,5 p       Lohnausgleich aussprachen. Dafür stimmten im Februar nur 

Poiitjs
r<?,Zent' im März s°9ar nur 26,2 Prozent Es Qibt nur ganz wenige 

^ehrh   e^freitfragen von Bedeutung, bei denen sich eine Dreiviertel- 

^hnan    • '""' "*" XJK"=I ' «'wywKwi iiniwcyicnjiu. uiiu in usr iai 
hanü nicht nur die Anhänger von CDU/CSU und FDP, sondern auch 

einen f5 findet. Wenn sich eine so starke Majorität ergibt, deutet das auf 
lehne 

sens nin, der über Parteigrenzen hinwegreicht. Und in der Tat 

'fejDo niCM nUr d'e Annänger von CDU/CSU und FDP, sondern auch 
9r°ßeJWe' Drittel der SPD-Wäh,er die 35-Stunden-Woche ab. Auch die 
^r Ar^

enrneit der Arbeiter befürchtet, daß die pauschale Verringerung 
'eitszeit bei vollem Lohnausgleich Arbeitsplätze gefährdet. 

Schw,..     es,  den  wirtschaftlichen  Auf- 
2„niCh! durch uberzogene Forde- 

1 9efährden. In der jetzigen Lage 

'^n. 

St. ^le  t -»-•"-'•«on. in uer jetzigen Lage 
!f;StUrid °raerung  nach  Einführung  der 
91* 'ch 

[Unde 7T u"9  nacn  tintunrung  der 
^ ß* . oche  bei vollem  Lohnaus- u        Qift «r voiiem   i_onnaus- 

rt?^ ei*?   ür die deutsche Wirtschaft. 
st ^ochp S°lche drastische Verkürzung 
w,*n <*er ,,^arbeitszeit würde die Lohnko- 

de dent     nehm-en stark erhöhen- sie sche Waren verteuern und ih- 

ren Absatz im In- und Ausland erschwe- 
ren. Fast alle Fachleute befürchten, daß 
eine solche Kostensteigerung den Wirt- 
schaftsaufschwung schlagartig abbrechen 
würde, der sich jetzt auf breiter Front 
durchgesetzt hat und erstmals seit Jahren 
Entlastung für den Arbeitsmarkt bringt. 
Ein neuer wirtschaftlicher Einbruch läge 
aber weder im Interesse der Arbeitnehmer 
noch der Arbeitslosen. 
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HOCHSCHULEN 

RCDS-Brief an Glotz: 
Jusos und Kommunisten 
Hand in Hand 
Der Bundesvorsitzende des Rings 
Christlich-Demokratischer Studen- 
ten (RCDS), Franz Dormann, hat an 
den Bundesgeschäftsführer der So- 
zialdemokratischen Partei Deutsch- 
lands, Peter Glotz, zur Zusammenar- 
beit von Sozialdemokraten mit Kom- 
munisten folgenden offenen Brief ge- 
schrieben, in dem es u.a. heißt: 

Sehr geehrter Herr Dr. Glotz, anläßlich 
der Diskussionen über die Position 

und den Standort der Sozialdemokrati- 
schen Partei Deutschlands, wieder ange- 
facht durch die Märzausgabe Ihrer Zeit- 
schrift „Die neue Gesellschaft", behaup- 
ten Sie, daß die SPD das Verhältnis zum 
Kommunismus eindeutig geklärt hätte und 
nicht noch ein zusätzliches Maß an anti- 
kommunistischen Überzeugungen bedarf. 
Sie weisen in diesem Zusammenhang auf 
einen Unvereinbarkeitsbeschluß der SPD 
hin, der besagt, daß es eine Zusammenar- 
beit von Sozialdemokraten und Kommuni- 
sten nicht geben darf. 

Ich möchte Ihr Augenmerk auf einen Be- 
reich lenken, wo gegen diesen Beschluß 
täglich, und das seit vielen Jahren, versto- 
ßen wird. Das ist die Zusammenarbeit, die 
offene Aktionsgemeinschaft der Jungso- 
zialisten Hochschulgruppen mit dem Mar- 
xistischen Studentenbund Spartakus. Es 
ist bezeichnend, daß bereits Frau Wieczo- 
rek-Zeul, in ihrer Eigenschaft als ehemali- 
ge Bundesvorsitzende der Jungsoziali- 
sten, gesagt hat: „Ich koaliere lieber mit 
dem Spartakus als mit dem RCDS." 

In den meisten Studentenvertretunge 
beiten heute Sozialdemokraten mit *   .. 
munisten zusammen, um nur einig© 
spiele zu nennen: Bonn, Bielefeld, P'     . 
born, Dortmund, Essen, Duisburg,     ^ 
hochschule   Köln,   Göttingen,   **•]*   für 
Stuttgart und Tübingen. Ich halte die 
unerträglich. ^ 
Ihr Studentenverband, die Jungsozia' & 

Hochschulgruppen, ist dafür verant ^ 
lieh, daß eine eindeutige Minorität, ' r 

thodox-kommunistischen    und m«1' l.<ww.v~    .    p,?. 

marxistischen Studentengruppen oe 

sten  bundesdeutschen  Studenterw 
tungen  und  Allgemeinen  Student« pp 
Schüsse   majorisieren.   An   den   rn ^ 
Hochschulen könnte durch eine ^ ^ 
menarbeit zwischen Jungsozialisten- ^ 
RCDS    und    anderen    demokrat ti- 
Hochschulgruppen eine stabile dem ^ 
sehe Mehrheit gebildet werden. »|' so- 
mit dafür verantwortlich, daß die J So- 
zialisten im Sinne einer wehrhaften.^- 
kratie nicht mit demokratischen & 
tenverbänden zusammenarbeiten. 

Hanna Neumeister als - 
Präsidentin der Rheuma-L'9 
wiedergewählt der 
Für weitere vier Jahre hat die rv1,t^^1' 
Versammlung der Deutschen Rne.äqs^ 
ga die Hildesheimer CDU-Bundest«^- 
geordnete Hanna Neumeister zur ^ 
dentin dieser Selbsthilfegemein^lt 
rheumakranker Menschen wiederg ^ 
In ihrem Jahresbericht für 1983 ^\^ 
Dr. Neumeister dar, daß die Mitgl'e ^ 
der DRL im vergangenen Jahr ü ^ 
als 36 Prozent auf über 41 000 9e* t/ 
ist.   Die  Zahl   der   URL-Beratung g 
nahm 1983 um 31,5 Prozent auf  .   sjC- 

sten' .I" Die Deutsche Rheuma-Liga verst ^c 
als Interessenvertretung von runö .^ 
nen schwer rheumakranken  Bun     / 
gern.   Ihr  gehören   vor  allem  r"_ ^ 
aber auch Ärzte und Vertreter v 
kenkassen   und  Rentenversicheru 

gern an. 
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Erklärung des Rates der Evangelischen 
Jjrche in Deutschland (EKD) zu den 
Wahlen zum Europäischen Parlament 
ar* 17. Juni 1984 

Mail Junl 1984 w,rd zum zweiten 
rekt       Europäische Parlament di- 
Wahi9,ewänlt- Dle Vorbereitungen der 
die e       n in eine Zeit»ln der sicn 

ner J
u.roPäische Gemeinschaft in ei- 

tere *r,Se befindet. Auf vielen Gebie- 
te ja,agnlert dle Zusammenarbeit. 
6r$ch°bleme ln der Landwirtschaft 
Auf0 ?lnen kau"i lösbar. Für andere 
kein»       der Gemeinschaft stehen 
f(jqü 

ausreichenden Mittel zur Ver- 
dej,, JjJ- D|e Zahl der Arbeitslosen in 
v0r h

M,t9liedsländern ist nach wie 

*ch«2nh* Und Zelcnen einer wirt- 
^llbft Erholung sind nur in 
Streht "tlchen erkennbar. Es herrscht 
5t*at«     r dle Bejtra9e der Mitglied- 
^ch   Es lst verständlich, wenn 
$e an H Bur9er nur geringes Interes- 
Schaft      Eur°Päischen Gemein- 
PaiSchUnd fln den Wahlen zum Euro- 

ur>en Parlament zeigen. 

UQ  Rat der Evangelischen Kirche in 
WortunUtSChland erinnert an die Verant- 
r°f>as 9 der Cnristen für die Einigung Eu- 
Wllrde Dle Eur°Päiscne Gemeinschaft 
lJnSere

nilt dem Ziel gegründet, die Völker 
9en2u

S.Kontinents nach zwei Weltkrie- 
*H fried?'ner tjeferen Zusammenarbeit und 
\ 'icher Nachbarschaft zu verpflich- 
weithjn

as 'st trotz aller Schwierigkeiten 

"* Uuf9elUngen" Daruber hinaus hat sich 
Sch'cht d6r mehr als 3°Jahr'gen Ge- 
?'e Ver

6 der Gemeinschaft erwiesen, daß 
Vö'ker 

antwortung der Europäer für die 

Osiris     Dritten Welt besser von ihnen 
arn  getragen   wird.   Wenn   auch 

nach wie vor die Grenze zwischen den 
weltpolitischen Machtblöcken mitten 
durch Europa verläuft, so ist dennoch die 
im Zusammenhang mit der Europäischen 
Gemeinschaft entwickelte europäische 
politische Zusammenarbeit zu einem sta- 
bilisierenden Faktor in den Ost-West-Be- 
ziehungen geworden. Dies darf wegen der 
gegenwärtigen krisenhaften Erscheinun- 
gen nicht aufs Spiel gesetzt werden. 

Das vor fünf Jahren zum ersten Mal direkt 
gewählte Europäische Parlament ist für 
die in der Gemeinschaft bestehenden 
Schwierigkeiten nicht verantwortlich zu 
machen. Es hat sich nachdrücklich darum 
bemüht, sowohl innerhalb der europäi- 
schen Institutionen integrierend zu wirken 
als auch nach außen — zum Beispiel in 
seinem Eintreten für die Verwirklichung 
der Menschenrechte in der Welt — der 
Stimme Europas Geltung zu verschaffen. 
Daß es nicht mehr bewirken konnte, ist 
auf seine bescheidenen rechtlichen Mög- 
lichkeiten zurückzuführen. Die Vollmach- 
ten des Parlaments sollten daher erweitert 
werden. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland bittet alle evangelischen 
Christen, am 17. Juni von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch zu machen. Nur ein Parlament, 
das mit einem eindrucksvollen Mandat 
seiner Wähler ausgestattet ist, wird sich 
gegen nationale Eigeninteressen der Mit- 
gliedstaaten behaupten und seine Aufga- 
ben erfüllen können. 

Für das Gespräch mit den Kandidaten der 
politischen Parteien erinnert der Rat an 
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seine Forderungen, die er am 31. Oktober 
1979 vor der ersten Direktwahl zum Euro- 
päischen Parlament erhoben hat und von 
denen hier einige noch einmal genannt 
werden: 
— In der Europäischen Gemeinschaft 
müssen die verantwortlich Handelnden 
sich von den gemeinsamen Interessen al- 
ler Mitgliedstaaten leiten lassen und be- 
rechtigte nationale Ziele der einzelnen Mit- 
gliedstaaten dazu in Bezug setzen. Das 
nationale Interesse ist so weit zu erhalten 
und so weit zu reduzieren, daß das Einzel- 
interesse im Gemeinschaftsinteresse be- 
wahrt bleibt. Die Verantwortung für das 
Ganze sollte auch dann Vorrang haben, 
wenn nationale wirtschaftliche Interessen 
mit dem Wunsch eines noch außerhalb 
der Gemeinschaft stehenden europäi- 
schen Landes, Mitglied zu werden, in Kon- 
flikt geraten. 
— Die wirtschaftliche und soziale Dimen- 
sion der Europäischen Gemeinschaft 
müssen sich ergänzen. Das Ziel, die Effi- 
zienz der Volkswirtschaften zu steigern 
und ihr Wachstum zu fördern, ist mit der 
Notwendigkeit in Einklang zu bringen, 
dem einzelnen Menschen und gerade 
auch den schwächsten Gliedern der 
menschlichen Gesellschaft zu dienen. Die 
europäische Politik muß darum insbeson- 
dere auf einen Abbau von Benachteiligun- 
gen unterprivilegierter Gruppen hinwirken. 
— Ihre große Wirtschaftskraft verpflichtet 
die Europäische Gemeinschaft zu einer 
verantwortlichen Entwicklungspolitik. Dies 
gilt nicht nur im Verhältnis zu den Staaten, 
die früher einmal europäische Kolonialge- 
biete waren, sondern für alle Länder der 
Dritten Welt, die auf die Hilfe der Industrie- 
nationen angewiesen sind. 
— Die Regierungen der Mitgliedstaaten 
haben in den letzten Jahren im Rahmen 
der europäischen politischen Zusammen- 
arbeit gemeinsame Stellungnahmen zu 
Fragen der internationalen  Politik ange- 

Die Sozialisten - 
Bremsklotz für Europa 
Auch wenige Wochen vor der zwej- 
ten europäischen Direktwahl spjf 'e 

die Sozialisten den Bremsklotz W» 
Europa. Sie stimmten im Europa" 
sehen Parlament — allen voran av 
deutschen SPD-Abgeordneten — 
gegen den sogenannten Herrnanj|||. 
rieht, einen Plan für den Wirtschaft 
chen Wiederaufschwung in Europ* 
Damit lehnen sie wirksame Anstr» 
gungen zur Bekämpfung der h°he

jch 

Arbeitslosigkeit ab und wenden si 
gegen technischen Fortschritt, 9e' 
gen ein vereintes Europa. Die So* 
listen fallen Millionen europäische 
Arbeitnehmern in den Rücken. 

Denn der vom belgischen Christd« 
kraten Fernand Herman vorge1**,, 

„Plan für den wirtschaftlichen Wled«' 
schwung  Europas"   bestätigt  unrni»  ßl 

ständlich: Wir werden den Strukturwa ^ 
nur dann meistern und damit die nohe 

beitslosigkeit erfolgreich bekämpfe" 
nen, wenn die Wirtschafts-,  Währung, 
und Finanzpolitik in der EG besser sl- 
ander abgestimmt und in vielen Berei 
gemeinsam angelegt wird. 
Als Ursache für die wirtschaftliche 
nennt der Herman-Bericht unter ande ,r^ 

strebt. Dieser Weg muß im Interess ,, 
Friedens und der internationalen v ^ 
wortung fortgesetzt werden. Trotz ^ 
eher Enttäuschungen sollte er auc ^ 
Bereitschaft zum Gespräch und z° 0<(r 
sammenarbeit mit den Völkern OS ^ 
pas  einschließen.   Die   Europäische   ^ 
mnincfhifi   hat   oino    hpsnndere   V   ,.f& meinschaft  hat eine  besondere de' 
wortung für die Erhaltung des F^f0p* 
zwischen   Ost   und   West,   weil   t   ^ 
durch die Spaltung der Welt in Mac 
ke besonders betroffen ist. 

htt> 
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ron lust an Wettbewerbsfähigkeit eu- 
von °her Untemehmen. den Rückgang 
der Produktiven Investitionen (insbeson- 
St 

e bei neuen Techniken) und die hohe 

der 7 erscnuldun9 der EG-Mitgliedslän- 
cjie pdem haben in der Vergangenheit 
^.ß Re9'erungen zu oft nur nationalen 
njs 

hmen vertraut — mit dem Ergeb- 
ne^ d'e Maßnahmen des einen Landes 
I4 ralis'eren zum Teil die der anderen 
kUn 

er und sind deshalb oft genug wir- 

Jssere Abstimmung 
J°rderlich 
s0|u ein. Gegeneinander zu verhindern, 
sCrie

n in Zukunft die wirtschaftspoliti- 
b6ss

n Entscheidungen der Partnerstaaten 
Djes?[ aufeinander abgestimmt werden. 
f|ation deUtet auch: Lander mit hohen ln_ 

hen ri
Sraten müssen sich vermehrt bemü- 

*ü b 'e Haushaltsdefizite unter Kontrolle 
WaCri 

mmen und den Geldmengenzu- 
^e|drn einzudammen- Die Ausweitung der 
der, ^en9e solle so zurückgeführt wer- 
als vie &D d'e 'nflat'°nsraten auf weniger 
V0ra 

r Pr°zent sinken. Dies sei auch eine 
sät2|jJ? et2un9 fur Zinssenkungen, die zu- 
Tarjf  

ne  'nvestitionen  ermöglichen.  Die 

^inkomtner werden aufgefordert, „eine 
ster, ?mensentwicklung zu gewährlei- 
SchJ,, le die Vorbedingungen für den Auf- 

wunn erfüllt« 
lr*Ne 
Schaft|  rf

nBericht werden auch gemein- 
em J . e  Aktionen  vorgeschlagen,  so 
tes     

e|spiel: Ausbau des Binnenmark- 

ts   B.K- 
uienst, 

n,nderungen   des   Waren-   und 
w6rrjen

eistun9sverkehrs sollen abgebaut 
6'n pü fDaS Parlament fordert deshalb 
der tech ahrespro9ramm zu Beseitigung 
der rjro 

n,schen Handelshemmnisse und 
,      ren2kontrollen. 
u *9rati hQhe  §  n der Kapitalmärkte, damit das 

Paraufkommen   in   der   Gemein- 

schaft (400 Milliarden ECU), das höher ist 
als in den Vereinigten Staaten von Ameri- 
ka, mehr als bisher für Investitionen in Eu- 
ropa genutzt wird. 

Stärkung des Europäischen Währungs- 
systems, damit sich die schwankenden 
Wechselkurse nicht weiter auf die Produk- 
tionskosten und auf die Einnahmen der 
Unternehmen auswirken. 

Verbesserung der gemeinsamen euro- 
päischen Forschungs- und Technologie- 
politik. 
Die Forschungsergebnisse in den Mit- 
gliedsländern werden bisher nicht zufrie- 
denstellend in die industrielle Entwicklung 
umgesetzt. Die vorwettbewerbliche For- 
schung soll deshalb koordiniert werden. 
Investitionen in neue Techniken sollen ins- 
besondere im Umweltschutz und für eine 
sichere Energieversorgung gefördert wer- 
den. Außerdem wird gefordert, die Ver- 
breitung neuer Techniken in Klein- und 
Mittelbetrieben zu unterstützen. 
Dies sind Beispiele für das umfassende 
wirtschaftspolitische Konzept der Christli- 
chen Demokraten im Europäischen Parla- 
ment. Wir brauchen die europäische Eini- 
gung, und wir wollen sie ausbauen zur po- 
litischen Union Europas. 

Von der SPD wenig 
Hilfe zu erwarten 
Was die Sozialisten wollen, lehrt nicht nur 
ihr Verhalten im Europäischen Parlament, 
sondern auch die Geschichte: Die SPD 
wandte sich gegen den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland in die EWG. Die SPD 
widersetzte sich einem europäischen Ver- 
teidigungsbündnis. Die SPD lehnt auch 
heute noch eine europäische Verfassung 
ab. Es ist bezeichnend, daß Willy Brandt 
ohne Widerspruch seiner Parteifreunde 
öffentlich bekunden kann, er sei schon im- 
mer gegen die Direktwahl zum Europäi- 
schen Parlament gewesen. 
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EVP-KONGRESS 

Die Europäische Union schaffen 
Vom 2. bis 4. April 1984 fand in Rom 
der fünfte Kongreß der Europäischen 
Volkspartei (EVP) statt. Mit rund 500 
Delegierten von elf christlich-demo- 
kratischen Parteien aus acht Län- 
dern der Europäischen Gemein- 
schaft bildete der Kongreß den euro- 
päischen Wahlkampfauftakt der 
Christlichen Demokraten. 

Unter dem Motto „Europa einigen für 
Frieden und Freiheit in Gerechtigkeit" 

berieten die Delegierten drei Tage lang in 
großer Geschlossenheit die gemeinsamen 
politischen Grundlagen und Ziele. Der 
Kongreß zeigte einmal mehr: Nur die 
Christlichen Demokraten sind bereit, die 
Europäische Politische Union zu schaffen. 
Während die europäischen Sozialisten in 
der Europa-, der Sicherheits- und der 
Wirtschaftspolitik zerstritten sind, wäh- 
rend der Vorsitzende des Bundes Sozial- 
demokratischer Parteien in der EG, Joop 
den Uyl, die Einführung der 35-Stunden- 
Woche als Einstieg in die 25-Stunden-Wo- 
che fordert, tritt die Europäische Volks- 
partei einig und geschlossen für ein freies 
und vereintes Europa ein. 
Das umfangreiche in Rom beschlossene 
„Aktionsprogramm der EVP für die 2. 
Wahlperiode des Europäischen Parla- 
ments" zeigt ein Maß an politischer Über- 
einstimmung, das in der europäischen 
Parteienlandschaft .ohne Beispiel ist. In 
dem Beschluß heißt es u. a.: „Die Zusam- 
menfassung der Finanz- und Wirtschafts- 
politiken der Mitgliedstaaten in einer euro- 
päischen Strategie ist notwendig, wenn 
die einzelstaatlichen Bemühungen wirklich 
Erfolg haben sollen. Die Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik der EVP richtet sich vor al- 
lem auf den Ausbau und die Vollendung 
des Binnenmarktes, auf eine koordinierte 

Umstrukturierung der Industrie und * 
die Ausweitung der Beschäftigungsm0» 
lichkeiten  für  Jugendliche   und  Fra^ 
Wachstum, Entfaltung und Wohlstand o» 
fen nicht ausarten zu einem Raubbau 
Natur und Umwelt. Der Schutz und o 
Besserung der natürlichen Lebensgru 
lagen und -bestimmungen verlangen 
ben  nationalen  Anstrengungen  zug>e 

eine integrierte Aktion der Europäisch 
Gemeinschaft,   denn   Umweltverschm , 
zung macht nicht halt an Staatsgrenzen- 

u n Te'1 Im außen- und sicherheitspolitischen 
des Aktionsprogramms erklärte die E 
„Für die Christlichen Demokraten ist 
Hauptziel eine Verringerung der RuS

f!
U

t)ei 
insbesondere   der  Nuklearwaffen.  Of   > 
muß die Sicherheit Europas gewährt    . 
bleiben. Verhandlungen mit diesem 
müssen zu einem gleichzeitigen, auS^0p 
wogenen und kontrollierbaren Abbau 
Waffen  und  Streitkräften  und zu ei 
möglichst niedrigen Rüstungsniveau, 
ren. Eine stabile Regelung der Ost-»»   -, 
Beziehungen ist letztlich ohne eine   . 
sung der deutschen Frage im Rahme 
ner   umfassenden   europäischen      p 

ich.     0P 

ien Gert] 
in für Wi 

ehe Entspannung in Europa.' 

densordnung nicht möglich. p irr 

(West) ist Teil der Europäischen Ger%j- 
schaft und bleibt ein Prüfstein für *• 

Bundeskanzler Helmut Kohl setzte si > Q\, 
Rom nachdrücklich für ein Europa de r 
fenen Grenzen ein. Er warnte davor, r 

die gescheiterten EG-Gipfel von A ^ 
und Brüssel zu „lamentieren" oder i p0- 
Gemeinschaft „nach den Regeln deS pß- 
kers" zu verhandeln. Alle EG-Partner ^ 
ten jetzt sagen, was sie politisch * $ 
und „ob sie alle das gleiche wollen"- ^: 
großem Beifall fügte Helmut Kohl n 

„Ich will ein politisches Europa." 
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BERLIN 

&er saure Apel 
Mit 
9»n?nem "sauren APel> der verzo- 
,feunrt Wundes den eigenen Partei- 
nickjf ®n bescheinigte, er wünsche 
den   ,   dümmer gehalten zu wer- 
Weit\a   er tatsächlich sei" (Die 
*Ur*i   endete die Nominierung Apels 
Ber,|!J

euen Spitzenkandidaten der 
*eitJüer SPD auf einem Sonderpar- 

a9 am 31. März. 

I\|)?ht die unerwartet hohe Stimmenzahl 
War H den Gegenkandidaten (80:159) 
nenwT Grund der Mißstimmung. Perso- 
ns djewerb kann 9ewinnend wirken, 
hard ^ominierungsdiskussion urn Eber- 
9e*eiat Un    Hanna-Renate Laurien 
Ver^J hat- Bei der SPD aber zeigte der 
tej a 

des Parteitages, daß Apel die Par- 
örijr-h i

einer traditionellen Rechts-Links- 
.,. Chstelle polarisiert. 

Sachb 'e Erwartun9 von Integration und 
hat difH°9ener' lan9frist'9er Erneuerung 
'assen hrheit der SPD auf APel setzen 

^cke" Sondern die Illusion der schnellen 
9ene 

r°berung der Macht. Das ihr gewo- 
S°2iaid tt" hatte 9ewarnt: »Berlins für ein 

err,okraten hätten sich bewußt Zeit 
6r°berun langerfristigen Anlauf zur Rück- 
Schöneh9 der Senatssessel im Rathaus 
War jn    er9 'assen sollen". Die Mahnung 
Die « Wind gesprochen. 

r?nr> ni h"" wieder an die Macht, doch sie 
jSgen SaQen wie- Wahrend Eberhard 
t andat f'm kommenden Frühjahr um das 
Jfn K     Ur die Fortsetzung einer bewähr- 

K D bei H      bitten kann' verweigert die 
b||dunQ rt.

r Fra9e nach der Regierungs- 
% £, a,e Aussage. Eher „stundenlang 

Sett  sperren   lassen"   (Apel   im 

„Spiegel") will sich Apel, als seine Koali- 
tionsabsichten zu nennen. 

Zu dieser Flucht hat er Grund. Denn eine 
realistische und mehrheitsfähige Koali- 
tionsaussage gibt es für ihn nicht. 
— Mit einer FDP, die man vernichten will, 
kann man nicht koalieren. 

— Die Aussage für eine Große Koalition 
würde wie ein Wahlaufruf für die CDU wir- 
ken. 

— Die Absicht einer Zusammenarbeit mit 
der Alternativen Liste würde die Wähler 
vertreiben. Zu frisch haben die Berliner in 
Erinnerung, in welche Krise Mißwirtschaft 
der SPD und Gewaltstrategie der AL die 
Stadt gestürzt haben. 
Da bleibt Apel nur eine Fluchttür: die ab- 
solute Mehrheit. 

Wer sich an die schweren Wahlkämpfe er- 
innert, die die Union aus der Opposition 
heraus um die absolute Mehrheit führen 
mußte, weiß, wie unglaubwürdig diese 
Aussage für die Berliner SPD bei ihrer 
Ausgangslage von 38 Prozent ist. Zutref- 
fend wurde dieses Ziel in der Berliner 
Presse „eine löbliche, wenngleich etwas 
überirdische Absicht" genannt (Morgen- 
post). 
So sind, was immer Apels Überzeugung 
sein mag, die Weichen der Berliner SPD in 
Richtung hessischer Bahnhöfe gestellt, 
d. h. vor der Wahl „Dachlatten", nach der 
Wahl Angebote an die AL. „Apel ist sicher 
der bessere Börner für Berlin als Ristock", 
hat ein Mitglied der AL-Fraktion denn 
auch sogleich erkannt. 

Es gibt Netze, in denen man sich selber 
fängt. Die strikte Weigerung Apels, eine 
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Koalitionsaussage zu machen, könne für 
ihn zu einem „Dilemma" werden, merkt 
der „Tagesspiegel" an, „denn die anderen 
Parteien werden ihn sicher ständig mit 
Bündnisfragen traktieren". Täuschungen 
sind nur schwer wiederholbar. 
Apel muß ahnen, wie gering seine Chan- 
cen sind. Ausgerechnet er, in dessen Zeit 
als Finanzminister die Staatsverschuldung 
im Bund von 69,4 auf 176,6 Milliarden DM 
stieg, nennt die mühsame Haushaltskon- 
solidierung des Bundes eine „sozialpoliti- 
sche Schweinerei" (Der Spiegel), für die 
er den Berliner Senat bei den Wahlen bü- 
ßen lassen will. 

Die Erfolge des Senats 
Die Berliner Arbeitnehmer werden sich 
nicht ins Bockshorn jagen lassen. Sie wis- 
sen, wer die Stadt in die Krise geführt hat 
und wer sie schrittweise aus ihr heraus- 
führt. Die Beschäftigungs- und Industrie- 
politik des Senats hat gegriffen. Erfolge 
werden sichtbar. 
— Bei der Arbeitslosigkeit hat sich Berlin 
vom 8. auf den 5. Platz unter den Bundes- 
ländern vorgearbeitet. 
— Bisher hinkte Berlin im Aufschwung 
immer hinterher. Jetzt gehört es bei Auf- 
tragseingängen, Produktion und Export zu 
den Vorreitern der Konjunktur. 
— Die Investitionen der Berliner Unter- 
nehmen steigen stärker als im Bundes- 
durchschnitt. 
— Das Jahr 1983 brachte einen Rekord 
von 70 Unternehmensgründungen. 
— Vor allem aber: Mit 40 800 Ausbil- 
dungsplätzen (7,7 Prozent Zuwachs 1983) 
legt Berlin Fundamente künftiger Beschäf- 
tigung. 
Berlin befindet sich in einer „Aufbruch- 
stimmung", stellt die FAZ fest. Ob Apel 
wirklich glaubt, die Arbeitnehmer wählen 
seinen Aufstieg und damit Berlins Ab- 
stieg? 

Nervenkrieg im 
Luftkorridor 
Der jetzt bekanntgewordene Druck, 
den die Sowjetunion auf die drei 
Westalliierten in der Ausübung in'* 
Rechte in den drei Luftkorridoren 
von und nach Berlin ausübt, darf 
nicht auf die leichte Schulter genom 
men werden. Denn es ist höchst oe 

merkenswert, daß die Sowjetunion 
plötzlich versucht, die Rechte der 
drei Westalliierten auf den einzig w 
lieh freien Zugangswegen nach Be 

lin zu beschneiden. 

o werden, manchmal mehrmals am So werden, manchmal mehrmals *" 
ge, vom sowjetischen Vertreter in 

— von allen vier Mächten betriebenen^ 
Luftsicherheitszentrale in Berlin ^an°d0n 
von sowjetischen Militärflugzeugen in ^ 
drei Luftkorridoren angekündigt, mit 
Empfehlung an die Passagiermasch" r 

auf andere Flughöhen, über 3000 M | 
hinaus, auszuweichen. Und das, ^ -0 
seinerzeit die Sowjetunion unrechtm^, 
behauptet hatte, die maximale Oberg^ 
ze für die Passagiermaschinen seien - 
Meter. Durch die Veränderung der Flwj ^ 
he werden die Passagiermaschinen t 
nem steileren Landeanflug 9ezWIJn;gefl 
was unter Umständen Sicherheitsf p 
aufwerfen kann. Außerdem ist es ^ 
den vorliegenden Berichten zu be(lnf# 
chen und sicherheitsgefährdenden * ,, 
herungen von sowjetischen Militärfiu9 ^ 
gen an die Passagiermaschinen Qe y 
men. Sowjetische Manöver haben ,n^n«f 
drei Luftkorridoren und in der 0e.eCje5 

Luftkontrollzone nichts zu suchen. $ 
Zuwiderhandeln durch den Kreml ve 

gegen die Entspannung. ^ 
Die Westalliierten, in ihrer Haltung    ei 
freien Zugang in den Luftkorridoren i    [e- 
dankenswert klar und fest, haben P 
stiert. 
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BUNDESTAG 

Wohnungsmarkt im Umbruch - 
"ietenentwicklung in ruhigen Bahnen 
9en im Bundesta9 jn der vergan- 
rjcu?J Woche vorgelegten Mietenbe- 
ster J83 konnte Wohnungsbaumini- 
-Dift »fhneider zufrieden feststellen: 
in tl "?,e*enentwicklung 1983 verläuft 
ge Jnigen Bahnen." — Diese Aussa- 

Kon» nn der SPD nlcht lns polnische 
nochPt Passen' natte sie doch 
rgn " Vor Jahresfrist von Mietsteige- 
Chjr" VOn 30% und mehr gespro- 
2eit n      nn der Mieterbund seiner- 
v°9^?r !iehauPtete: »Mieter werden 
ten 2h*"' SO is* er mj* den vor9e'e9" 
•Inii?        aus dem Mietenbericht 

Meu*ig widerlegt. 

V\f ®nn im Jahre 1982 die Mietsteige- 

^Un    -Srate bei 5% 9ele9en hatte- so 
1983 T' sje in den ersten zehn Monaten 
ifTlUuf       Ch 5'3°/o' Sie schwachte sich 
irn oe 

e des Jahres 1983 noch ab und lag 
%r\ V(f

mber nur noch ca. 4,6% über dem 
W       Dezember 1982. 
\ltba

h da* 
6|f Mon6tStand stie9en nier in den ersten 
QeSet  

aten nach Inkrafttreten des neuen 
re't$ irvf!.die M'eten um 6,4%. Aber be- 

"* ein, 

marktes hat die oft ideologisch geprägte 
Diskussion der Vergangenheit bereits ein- 
geholt und überholt. 

In weiten Bereichen ist die Vermietungssi- 
tuation bereits ausgeglichen. Zur Vermei- 
dung von Wohnungsleerständen müssen 
Mieten bereits zurückgenommen werden. 
Nur die Mieten im Sozialen Wohnungsbau 
steigen insbesondere durch den Abbau 
zeitlich begrenzter Subventionen, die im 
vergangenen Jahrzehnt reichlich gewährt 
worden sind. Dies ist ein hautnahes Bei- 
spiel dafür, was es heißt, Politik auf Pump 
zu machen. Was war das für ein seltsamer 
Sozialer Wohnungsbau? Junge Familien 
oder Familien, die wegen eines Arbeits- 
platzwechsels umziehen mußten, wurden 
mit staatlicher Vermittlung in die teuersten 
Neubauten gesteckt, während in den älte- 
ren und preiswerten Beständen oft Mieter 
sitzen, die wirtschaftlich besser dastehen. 

Wir begrüßen deswegen Überlegungen 
der Bundesregierung, im Sozialen Woh- 
nungsbau eine Solidarmiete zuzulassen. 
Dies würde bedeuten, daß innerhalb eines 
bestimmten Gebietes ein Wohnungsunter- 
nehmen, das sowohl ältere preiswerte als 
auch neuere teure Sozialwohnungen hat, 
eine Mietannäherung — unter Brücksichti- 
gung der Qualität — vornimmt, ohne daß 
dabei eine einzige Mark an zusätzlichen 
Mieteinkommen dem Unternehmen zu- 
fließt. 
Angesichts der im Schnitt guten Wohn- 
raumversorgung ist es im Rahmen der 
Haushaltskonsolidierung durchaus ver- 
tretbar, auch die den Wohnungsbau in 
verschiedener Weise begünstigenden 

Dje   Wirklichkeit   des   Mieten-  | staatlichen Hilfen zu reduzieren. 

^tba'i^*?  niedrige Ausgangsniveau  im 

? et*es S im  M —   ""C1C"   "-""  w,t /ü.  nuci   uc- 
9unq J  

N°vember 1983 trat eine Beruhi- 
nur n°ch K     Und die Steigerungsrate lag 

nUn9sba CSU fordert ietzt alle am w°n- 
r°rn 2u K ?etei,j9ten auf, den Blick nach 
!tische ^lcnten, erklärte der wohnungspo- 
^Ö DietPreCner dßr Bundestagsfraktion, 
* 9jQ v KansV- in der Debatte. Unab- 
? befind der viel zitierten Bonner Wen- 
Vkt jn 

et sicn nämlich der Wohnungs- 
SltUatj0n 

6lner entscheidenden Umbruch- 
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WOHNGELD 

Wohngeldzahlungen 
werden erhöht 
Nach dem 11. Wohngeld- und Mie- 
tenbericht haben Bund und Länder 
an 1,8 Millionen Wohngeldempfänger 
rund 2,6 Milliarden Wohngeld ge- 
zahlt. 93% der Empfänger waren 
Mieter und 7% erhielten als Eigentü- 
mer Lastenzuschuß; das ist 1% der 
Eigentümerhaushalte. 

Die konstante Höhe der Wohngeldaus- 
gaben zeigt, daß das Wohngeld seine 

soziale Funktion gerade in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten erfüllt. Die Wohngeld- 
ausgaben lagen im Berichtszeitraum aller- 
dings um 43% höher als 1980. Dies hat 
seinerzeit schon Finanzminister Lahnstein 
(SPD) veranlaßt, vom damaligen Bundes- 
kanzler Schmidt eine Änderung des 
Wohngeldes mit dem Ziel der Einsparung 
von Leistungen zu fordern. Das seinerzei- 
tige Kabinett konnte sich allerdings nicht 
zu einem Kurs der vernünftigen Haus- 
haltsführung entschließen. Man entschied 
deshalb halbherzig, die Ausgabenentwick- 
lung erst einmal zu beobachten. 
Auch in diesem Fall führte das zögernde 
Handeln uns weiter auf den Weg in die ho- 
he Staatsverschuldung. Mit dem 2. Haus- 
haltsstrukturgesetz mußte die damalige 
Regierung schließlich eine Korrektur vor- 
nehmen, um den besorgniserregenden 
Höchststand der Wohngeldzahlungen ein- 
zudämmen, stellte MdB Hannelore 
Rönsch fest. 
Die CDU/CSU-geführte Bundesregierung 
stellte die Wohngeldzahlungen auch für 
die künftigen Jahre sicher und nahm 1983 
mit dem Haushaltsbegleitgesetz weitere 
Konsolidierungsmaßnahmen vor. Wenn 
die SPD auch jetzt wieder Anträge vorlegt, 
die statt auf eine Finanzpolitik der Ver- 

nunft auf Expansion zielen, dann müsse 

wir diese ablehnen. 
Wir wollen, daß das Wohngeld auf die P^ 
sönlichen    Verhältnisse    des    einzeln 
Haushalts abgestellt ist. 
Wir wollen, daß sich der Wohngelde^ 
fänger auch in Zukunft auf die Hilfe 
Staates verlassen kann. 
Wir wollen, daß das Wohngeld auch in   . 
kunft seine Funktion der sozialen A 
cherung    des    Wohnens    nachkomn 
kann.   Die   Regierungsfraktionen   na 
deshalb  die   Bundesregierung  aufge 

dert, noch 1984 das Gesetzgebung** 
fahren für die 6. Wohngeldnovelle Z^JCK- 
passung des Wohngeldes an die Entw  . 
lung der Mieter und Einkommen einz 
ten- nd* 
Um die sich jetzt deutlich abzeichne ^ 
wirtschaftliche  Stabilisierung   nicni  ^ 
gefährden, soll die Anpassung zum     „ 
resbeginn 1986 erfolgen, da sich • 
die Wohngeldzahlungen nur an d«*r |ß, 
samtwirtschaftlichen  Situation  orie" 
ren können. ^ 
Weiter wollen wir mit der 6. Novelle die   „ 
schußfähigen  Höchstbeträge für M ßg. 
und  Belastungen  nicht mehr nacn ^ 
meindegrößenklassen, sondern naclni    Pi 

regionalen   Mietenniveau  veranschi %. 
da es sich gezeigt hat, daß die Gern*L 0 
große kein hinreichend genaues Ina 
das örtliche Mietenniveau ist. ^ 
Auch soll bei der Einkommensermjt 
grundsätzlich die für den Bearbeit"   K. 

*alt;r#r 

aufwand   bei   den   Behörden   verr" 

wird. 

Zeitraum zu erwartende Einnahme bfl'    s. 
sichtigt werden, damit der VerwaU ^ 

so'" 
In Zusammenarbeit mit den Länder ^ 
len außerdem Wohngeldzahlungen p, 

Empfänger von Sozialhilfe und Krie9 p 
ferfürsorge vereinfacht werden. D*e.ßrjcflt 

derungen und die im Wohngeldb $ 
festgestellte große Fehlerquote 0 ^ 
Ermittlung des Wohngeldanspruche ^ 
chen die Novellierung zum 1. Janua 
erforderlich. 
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BUNDESBAHN 

Die Weichen für eine bessere 
Zukunft der Bahn sind gestellt 
j^'t der Bundesbahn hat die neue 
aÜr desre9lerun9 em seit Jahren un- 
^löstes Problem vorgefunden, das 
8*2 große Sorgen bereitet, erklärte 
£aB Dionys Jobst in der Debatte im 
Putschen Bundestag. Die Bahn ist 

** e'nem Haushaltsrisiko, zu einem 

*icht 
gsatz geworden. Dabei geht es 

*ni nur um Bundesleistungen in ei- 
®r Größenordnung von 13,6 Milliar- 

p. n &M im Jahr, sondern um einen 

UMnZbedarf von 18 bis 20 Milliarden 

• 'm Jahr mit steigender Tendenz. 

W/ährend der Verlust bei der Bahn 1970 
Miln '2 ^'"'arc*en, die Verschuldung 13 
!.^arden und die Bundesleistung 3,9 Mil- 
lgR 

en betragen haben, ist der Verlust 

*Uf ? aUf 4'2 Milliarden- die Verschuldung 
*Uf i ^'"'arden und die Bundesleistung 
.    '3.4 Milliarden DM angestiegen. 

" 'alfahrt bei der Bahn hat also nicht ge- 
dieh be9°nnen. Seit einem Jahrzehnt rollt 
I    °ahn in den finanziellen Ruin. 16 Jahre 

Vk ~~ von 1966 bis 1982 ~~ haben SPD" 
(jie 

ehrsminister  die  Verantwortung  für 
ist 

erkehrspolitik getragen. In dieser Zeit 

$ch 'e Bahn in Grund und Boden gewirt- 
s6nh worden- Keine europäische Ei- 
ty0rr) 'st so in den Graben gefahren 
uie '. wie die Deutsche Bundesbahn. 
P0|j../müssen   sich   die  verantwortlichen 

seh für diese Zeit in das Stammbuch 
D  

re'ben lassen. 

9^feh       nat es an dem P°''t'scnen Mut 
*U t    • die notwendigen Entscheidungen 
6rtfvJ-6ffen' 2anlreicne Konzepte wurden 

lcke,t und großspurig verkauft. Alle 

sind aber nach kurzer Zeit geplatzt wie 
Seifenblasen. Mißachtet wurde der Struk- 
turwandel in Wirtschaft und Verkehr. 

Durch den Pkw und Lkw ist eine Revolu- 
tion in Wirtschaft und Verkehr erfolgt. Die 
Bahn ist heute nicht mehr Rückgrat des 
Verkehrs, sie hat ihre Monopolstellung 
verloren. 1960 war nicht vorauszusehen, 
wie sich das Auto entwickelt. In den 70er 
Jahren war dies voraussehbar. Der Hand- 
lungsbedarf in der Verkehrspolitik ist des- 
halb in den 70er Jahren entstanden. Die 
CDU/CSU hat vor dieser Entwicklung und 
vor einer Politik des Diktates der leeren 
Kassen gewarnt. 

Die Ursachen der Entwicklung bei der 
Deutschen Bundesbahn liegen in vier De- 
fiziten. 

— In einem politischen Entscheidungsde- 
fizit: Es gab viele Pläne und Konzepte in 
den 16 Jahren, aber keine Entscheidung. 

— In einem Strukturdefizit: Die Verände- 
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft sind 
zu Lasten der Konkurrenzfähigkeit der 
Bahn ergangen. 

— In einem Investitionsdefizit: Die Inve- 
stitionsquote der Deutschen Bundesbahn 
gemessen am Anteil der Investitionen an 
den Gesamtaufwendungen ist von 37 Pro- 
zent 1960 auf 13 Prozent 1980 gesunken. 
— In einem Finanzierungsdefizit: Der 
Bundeshaushalt kann heute die finanzielle 
Ausstattung der Deutschen Bundesbahn 
nicht mehr sicherstellen. 

Wir stehen heute vor der Entscheidung: 
Welche Bahn brauchen wir? Welche Bahn 
wollen wir? Welche Bahn können wir uns 
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leisten? Die CDU/CSU will eine Bahn, die 
ihre Aufgaben erfüllen kann, die sich be- 
haupten kann: ein modernes, flexibles 
Verkehrsunternehmen. 

Der Ruf nach Ordnungsmaßnahmen und 
nach Dirigismus hilft der Bahn nicht. Sie 
muß sich den geänderten Bedingungen 
anpassen und nicht umgekehrt. Der 
Grundsatz auf freie Wahl des Verkehrsmit- 
tels ist unverzichtbar. Durch politische 
Entscheidungen und Hilfen muß die Bahn 
in die Lage versetzt werden, ihre Weichen 
so zu stellen, daß sie auch in der Zukunft 
als leistungsfähiges Transportunterneh- 
men sich behaupten kann. 

Wenn wir wollen, daß die Bahn aus den ro- 
ten Zahlen herauskommt, so muß dies 
zweigleisig erfolgen: Durch Einsparungen 
auf der einen Seite und durch erhebliche 
Investitionen auf der anderen Seite. Die 
Bahn braucht eine höhere Geschwindig- 
keit, mehr Qualität und Pünktlichkeit. 

Dies erfordert verbesserte Strecken, 
schnellere Rangierbahnhöfe und moder- 
nes rollendes Material. Zu den Neubau- 
strecken gibt es keine Alternative. Wer die 
Zukunft der Bahn bejaht, muß ein Ja zu 
den Neubaustrecken sagen. Die Sanie- 
rung der Bahn gelingt nur, wenn es er- 
möglicht wird, die Modernisierung der 
Bahn zügig voranzutreiben. Die Zukunft 
der Bahn liegt im großströmigen automati- 
sierbaren Personen- und Güterverkehr. 

Das Bahnkonzept des Bundesverkehrsmi- 
nisters ist ein erster Schritt. Die wirt- 
schaftlichen Ziele des Vorstandes, bis 
1990 die Arbeitsproduktivität um 40 Pro- 
zent real zu erhöhen, die Gesamtkosten 
um 25 Prozent und die Personalkosten um 
30 Prozent real zu senken, findet die 
nachhaltige Unterstützung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Die Deutsche Bundesbahn braucht eine 
Investitions- und Finanzperspektive. Mit 
Sparen allein ist die Deutsche Bundes- 

bahn als wichtiger Verkehrsträger nicht zjj 
sanieren. Verkehrspolitik ist entscheiden6 

Investitionspolitik. Nur zusätzliche Invest'' 
tionen und Zukunftsinvestitionen mache 
die Bahn leistungsfähiger. 

Nach dem Bahnkonzept der Bundesreg'6' 
rung findet ein Rückzug aus dem f'acrie

r 

Land nicht statt. Die Diskussion üb6 

Streckenstillegungen führt immer auf Ne 

bengleise. Die Kosten der Bahn fallen •" 
Kernbereich ihres Netzes zum groß*6 

Teil an. Deshalb muß dieser Kernbereic 
verbessert werden. Streckenstillegung6 

sind kein Allheilmittel. Sie werden s,c 

auch in der Zukunft wie in der Vergang6"; 
heit nicht vermeiden lassen. Die Entsch6 

dung über den Erhalt einer Strecke triff 
die Bevölkerung und die Wirtschaft. V6 

bei 
kraftungen darf es nur dort geben, 
Verbesserungen für die Bevölkerung 
einer Busbedienung erfolgen. Die G 
samtstillegung darf nur ein letztes M'* 
sein. Dabei muß ein Gesamtkonzept v° 
gelegt werden, aus dem sich ergibt, w 

die nachteiligen Folgen für die ^e^Lr 

ausgeräumt werden. Eine Sanierung ° 
Deutschen Bundesbahn darf nicht zu ^ 
sten des ländlichen Raumes erfolgen- 

Verluste schon gestoppt 
Die Politik der Bundesregierung zeig1    . 
folge. Es ist erfreulich, daß der Vert • 

&' 

1983 um 400 Millionen DM niedriger aus' 

gefallen ist gegenüber 1982 und daß 
Verschuldung   nicht   weiter   angestieg^ 
ist. Hier gebührt dem Vorstand der 

ßar>n 

besonderer Dank für die mutige Art» 

Die Weichen für eine bessere Zukunft 
Bahn sind gestellt. Der Zug muß jetzt ü 

ter   Dampf   gesetzt   werden.   Untern6 

mensführung,  Mitarbeiter,  Gewerksch 
ten und die Politik sind jetzt geforo^ 
Aber auch die Bürger und die Wirtscn 

müssen die guten Leistungen der ° 
annehmen. 
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BUNDESPARTEI 

CDU ehrt Kurt Georg Kiesinger 
Ml* 
ta e,nem Empfang, zu dem mehr als 
•Ich        Persönl|c"keiten des öffent- 
<Üä r^Lebens 9ekomm©n waren, hat 
5hr        den 80- Geburtstag ihres 
I  rjnvorsitzenden, Altbundeskanz- 
»eih Urt Geor9 Kiesinger, gefeiert. In 
»Iba   Laudatl°fünrte der Parteivor- 
Kohi    e* Bundeskanzler Helmut 

m> unter anderem aus: 

KUrt Georg Kiesinger ist in der CDU ei- 
uncjner der ältesten an Wirkungsjahren, 
cjersf

War von Anfang an immer in der vor- 
NaJ7n Linie. Ohne Zweifel war in der 
über egszeit Konrad Adenauer die 
Ab ra9ende Persönlichkeit in der CDU. 
haue 6S- scnmälert die Bedeutung Ade- 
\\i\J% u°erhaupt nicht, wenn man darauf 

Ne Sam macht' daß Kurt Georg Kie" 
\\, r 2u den Männern gehört, die das 
6rst

6n Adenauers stärkten und mitunter 
ermög|jchten. 

Kia^h das Politische Leben Kurt Georg 

Außa- 
e9abung für und seine Liebe zur 

s*ir, 

. —    ^uiiuo^iic    Lcucii    rvui i    ucuiy 

J 9ers 2'eht sich wie ein roter Faden 

$ch6ri
Politik- Bis 1958 gab es im Deut- 

06b Bundestag keine außenpolitische 
0rg ^. v°n Bedeutung, an der Kurt Ge- 
re M lesin9er n'cht beteiligt gewesen wä- 
*eit 

;:,^anch 
n'cht 

er von den Jüngeren, die diese 
aus eigener Anschauung ken- 

nen e*    n diese Janre als die »geruhsa- 
hab 

n er.   u 
ständr7       bezeichnet- Welches Mißver- 
&eb   ,s! Wer sich die Mühe macht, die 

Ner6nbeitrage des Abgeordneten Kie- 
^cr,>u|

aus Jenen Jahren noch einmal 
Gfir £e-,esen* der bekommt zwischen je- 
*'n kv!e 2u sPüren, wie sehr diese Jahre Ka «puren, wie senr aiese janre     sianaen naoe, aen verstand und ( 

Pffeld heftigster, leidenschaftlich- | zen seiner Zuhörer anzusprechen. 

ster Auseinandersetzungen um ganz gro- 
ße Fragen waren. 

Das war die Zeit der großen Alternativen. 
Die Westorientierung der Bundesrepublik, 
die europäische Einigung, die europäische 
Verteidigungsgemeinschaft, der Eintritt in 
das Nordatlantische Bündnis: das waren 
Entscheidungen, die bis in die Politik des 
Jahres 1984 hineinreichen und über das 
Heute hinaus fortwirken werden. 

Wenn heute die Bundesrepublik Deutsch- 
land gleichberechtigtes Mitglied der west- 
lichen Völkergemeinschaft ist, kann Kurt 
Georg Kiesinger für sich in Anspruch neh- 
men, zu den geistigen Vätern dieses Erfol- 
ges zu gehören. Er war einer der Architek- 
ten deutscher Außenpolitik. 

Unvergessen ist der Satz aus seinem 
Schreiben an Willi Stoph vom 13. Juni 
1967: „Die Realität, die Sie und ich aner- 
kennen müssen, ist der Wille der Deut- 
schen, ein Volk zu sein." 
Zu dem Empfang im Konrad-Adenauer- 
Haus waren neben zahlreichen Kabinetts- 
mitgliedern auch die Parteivorsitzenden 
Willy Brandt (SPD), Franz Josef Strauß 
(CSU) und Hans-Dietrich Genscher (FDP) 
sowie Altbundespräsident Walter Scheel 
erschienen. Bundespräsident Karl Car- 
stens, der wegen einer Grippe nicht kom- 
men konnte, beglückwünschte Kiesinger 
in seiner verteilten Rede auch wegen sei- 
ner großen wirtschaftlichen Erfolge als 
Kanzler. Carstens, der 1968 Kanzleramts- 
chef war, nannte Kiesinger einen „Mann 
von hoher, geistiger Bildung", der es ver- 
standen habe, den Verstand und die Her- 
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ZITAT 

Brandt als 
Scharfmacher 
Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt hat sich 
an die Spitze jener Funktionärsminderheit 
im DGB geschwungen, die — koste es, 
was es wolle — für eine Wochenarbeits- 
zeit von 35 Stunden bei vollem Lohnaus- 
gleich kämpfen. Daß er und seine Gefolgs- 
leute dabei gegen die Interessen der Ar- 
beitnehmer und den erklärten Willen der 
Mehrheit handeln, schert sie wenig. Alle 
seriösen Umfragen zum Thema Arbeits- 
zeitverkürzung machen eins deutlich: nur 
eine Minderheit der Arbeitnehmer will die 
35-Stunden-Woche. Die überwältigende 
Mehrheit plädiert für eine flexible Lebens- 
arbeitszeit, wie sie die Regierung Kohl 
vorgeschlagen hat. 

Brandt läßt es ebenso kalt, wie die War- 
nungen der Fachleute vor den fatalen Fol- 
gen eines Streiks. Obwohl die Erkenntnis 
inzwischen Allgemeingut ist, daß nichts 
dem, Wirtschaftsaufschwung so schadet 
wie ein langfristiger Arbeitskampf, fordert 

Brandt den Streik zur Durchsetzung ö . 
35-Stunden-Woche.    Als    Scharfm^ 
und Agitator stellt er sich auf die Seite

kL 
ner DGB-Funktionäre, für die die Vet* 
zung der Wochenarbeitszeit wenige1" & 
soziale als eine  machtpolitische F0' 
rung ist. p 

Brandt macht Front gegen die Reall50- 
im DGB. Gegen jene Gewerkschaft*' ,ß 

rer, die — wie zum Beispiel die Vorsta ^ 
der IG Bau und der IG Chemie — e( 
Durchsetzung der Mehrheitsmeinung' ^ 
Mitglieder für wichtiger halten, als daS^c\\\ 
tat einer Funktionärsminderheit. 'V^ 
Partnerschaft ist Brandts Parole, s°n $e(\ 
Klassenkampf. Die wirklichen unteres 
der Arbeitnehmer sind ihm schnwr^ 
Brandt geht es um die Polarisierung' 
den Konflikt, nicht um den Konsens- 

Finanz~'  lCjeS' Gegen die erfolgreiche 
schafts- und Sozialpolitik der von Bun $ 
kanzler Helmut Kohl geführten Re9'e^0ß- 
kann Brandt mit parlamentarisch-? 0j 
sehen Mitteln nicht angehen. Desha£' ^ 
jetzt mit Streik das Resultat dieser?» ^ 
der wirtschaftliche Aufschwung,  d[e^ Be- 
grenzung der Arbeitslosigkeit und dl ^ 
dergewonnene Stabilität der Mark ^ 
griffen und nach Möglichkeit zerston ^ 
den. Deutschland-Union-Dienst 9. 
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